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V e r s i c h e r u n g s r e c h t
Betriebsschließungsversicherung muss 
im Corona-Lockdown nicht zahlen
Der Bundesgerichtshof hat entschieden, 
dass einem Versicherungsnehmer auf der 
Grundlage der hier vereinbarten Versiche-
rungsbedingungen keine Ansprüche aus 
einer Betriebsschließungsversicherung we-
gen einer im Zusammenhang mit der CO-
VID-19-Pandemie erfolgten Schließung der 
von ihm betriebenen Gaststätte in Schles-
wig-Holstein zustehen.

Der Kläger hält bei dem beklagten Versiche-
rer eine sogenannte Betriebsschließungs-
versicherung. Er begehrt die Feststellung, 
dass der beklagte Versicherer verpflichtet 
ist, ihm aufgrund der Schließung seines 
Restaurants eine Entschädigung aus die-
ser Versicherung zu zahlen. Dem Versi-
cherungsvertrag liegen die „Zusatzbedin-
gungen für die Versicherung von Betrieben 
gegen Schäden aufgrund behördlicher An-
ordnung nach dem Infektionsschutzgesetz 
(Betriebsschließung) - 2008 (ZBSV 08)“ zu-
grunde. Nach § 3 Nr. 1 Buchst. a ZBSV 08 
ersetzt der Versicherer dem Versicherungs-
nehmer im Falle einer bedingungsgemäßen 
Betriebsschließung den Ertragsausfallscha-
den bis zu einer Haftzeit von 30 Tagen.
Die Klage ist in allen Vorinstanzen und vor 
dem BGH erfolglos geblieben. Dem Kläger 
stünden gegen die Beklagte keine Ansprü-
che zu, weil eine Betriebsschließung zur 
Verhinderung der Verbreitung der Krank-
heit COVID-19 oder des Krankheitserregers 

SARS-CoV-2 nicht vom Versicherungsschutz 
umfasst sei, führte der BGH aus. Nach § 2 
Nr. 1 Buchst. a Halbsatz 1 ZBSV 08 bestehe 
Versicherungsschutz nur für Betriebsschlie-
ßungen, die zur Verhinderung der Verbrei-
tung von meldepflichtigen Krankheiten oder 
Krankheitserregern angeordnet werden. Die 
meldepflichtigen Krankheiten oder Krank-
heitserreger ergeben sich aus dem Katalog 
in § 2 Nr. 2 ZBSV 08, der nach dem für die 
Auslegung von Allgemeinen Versicherungs-
bedingungen maßgeblichen Verständnis 
des durchschnittlichen Versicherungsneh-
mers abschließend sei und weder die Krank-
heit COVID-19 noch den Krankheitserreger 
SARS-CoV-2 aufführe.
Bundesgerichtshof,
Urteil vom 26.01.2022 – IV ZR 144/21 –

A r z n e i m i t t e l r e c h t
Kein Recht auf Medikament zur Selbst-
tötung
Das Bundesinstitut für Arzneimittel und 
Medizinprodukte (BfArM) in Bonn ist nicht 
verpflichtet, schwerkranken Menschen, die 
den Entschluss zum Suizid gefasst haben, 
hierfür den Erwerb des Betäubungsmittels 
Natrium-Pentobarbital zu erlauben. Das hat 
das Oberverwaltungsgericht (OVG) Münster 
in drei Verfahren entschieden und damit 
Urteile des Verwaltungsgerichts Köln bestä-
tigt.
Die Kläger - zwei Männer aus Rhein-
land-Pfalz und Niedersachsen und eine 
Frau aus Baden-Württemberg - leiden an 
verschiedenen schwerwiegenden Erkran-
kungen (u. a. Multiple Sklerose, Krebs). Sie 
verlangen vom BfArM, ihnen jeweils eine 
Erlaubnis zum Erwerb von 15 Gramm Na-
trium-Pentobarbital zu erteilen, um mithilfe 
dieses Betäubungsmittels ihr Leben zu be-
enden.
Der Erteilung der begehrten Erlaubnis ste-
he der zwingende Versagungsgrund des § 5 
Abs. 1 Nr. 6 des Betäubungsmittelgesetzes 
(BtMG) entgegen, so das OVG. Eine Erwerbs- 
erlaubnis, die auf eine Nutzung von Betäu-
bungsmitteln zur Selbsttötung gerichtet ist, 
diene nicht dazu, die notwendige medizi-
nische Versorgung sicherzustellen. Das sei 
bei Anwendungen eines Betäubungsmittels 
nach höchstrichterlicher Rechtsprechung 
nur der Fall, wenn diese eine therapeu-
tische Zielrichtung haben, also dazu dienen, 

Krankheiten oder krankhafte Beschwerden 
zu heilen oder zu lindern. Grundrechte von 
Suizidwilligen würden durch diese Ausle-
gung des Betäubungsmittelgesetzes derzeit 
nicht verletzt. Der mittelbare Eingriff in das 
Recht auf selbstbestimmtes Sterben sei ver-
fassungsrechtlich gerechtfertigt, führten die 
Richter aus.

Der Versagungsgrund schütze das legitime 
öffentliche Interesse der Suizidprävention 
und diene der staatlichen Schutzpflicht für 
das Leben. Diese Schutzpflicht könne ge-
genüber dem Freiheitsrecht des Einzelnen 
den Vorrang erhalten, wo die Selbstbestim-
mung über das eigene Leben gefährdet ist. 
Vorkehrungen, die eine selbstbestimmte 
Entscheidung des Suizidenten gewähr-
leisten, sehe das Betäubungsmittelgesetz 
nicht vor. Sie könnten auch nicht in das Ge-
setz hineingelesen werden.
Oberverwaltungsgericht Münster,
Urteile vom 02.02.2022 – 9 A 146/21, 9 A 
147/21, 9 A 148/21 –

M i e t r e c h t
Geschäftsschließungen im Corona-Lock-
down: Mietanpassungen im Einzelfall 
möglich
Mieter von Geschäftsräumen haben bei 
behördlich angeordneten Betriebsschlie-
ßungen aufgrund der Corona-Pandemie 
grundsätzlich einen Anspruch auf Anpas-
sung der Miete wegen Störung der Ge-
schäftsgrundlage. Es muss allerdings wei-
terhin geprüft werden, ob dem Mieter ein 
Festhalten am unveränderten Vertrag nicht 
zugemutet werden kann. Dies entschied der 
Bundesgerichtshof. Er stellte weiterhin klar, 
dass es sich bei den Betriebsschließungen 
um keinen Mietmangel handelt, so dass der 
Mieter keinen Anspruch auf Mietminderung 
hat. 
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Trotz gewissenhafter Bearbeitung der 
Beiträge kann eine Haftung für die Inhalte 
nicht übernommen werden. Verbindliche 
Auskünfte können nur im Rahmen eines 
Mandatsverhältnisses erteilt werden. 
Bildquellen: Dawr.de, pixabay.com, Fotolia.com

Die Beklagte hat von der Klägerin Räumlich-
keiten zum Betrieb eines Einzelhandelsge-
schäfts für Textilien aller Art sowie Waren des 
täglichen Ge- und Verbrauchs gemietet. Auf-
grund des sich im März 2020 in Deutschland 
verbreitenden SARS-CoV-2-Virus musste die 
Beklagte ihr Textileinzelhandelsgeschäft im 
Mietobjekt vom 19. März 2020 bis einschließ-
lich 19. April 2020 schließen musste. Infolge 
dieser behördlich angeordneten Betriebs-
schließung entrichtete die Beklagte für den 
Monat April 2020 keine Miete.
Der Bundesgerichtshof hat entschieden, 
dass im Fall einer Geschäftsschließung, die 
aufgrund einer hoheitlichen Maßnahme zur 
Bekämpfung der COVID-19-Pandemie er-
folgt, grundsätzlich ein Anspruch des Mieters 
von gewerblich genutzten Räumen auf An-
passung der Miete wegen Störung der Ge-
schäftsgrundlage gemäß § 313 Abs. 1 BGB in 
Betracht komme.
Die Anwendbarkeit der mietrechtlichen Ge-
währleistungsvorschriften und der Rege-
lungen des allgemeinen schuldrechtlichen 
Leistungsstörungsrechts, insbesondere des 
§ 313 BGB zum Wegfall der Geschäftsgrund-
lage, sei nicht durch die für die Zeit vom 1. 
April 2020 bis zum 30. September 2022 
geltende Vorschrift des Art. 240 § 2 EGBGB 
ausgeschlossen. Der Bundesgerichtshof hat 
entschieden, dass diese Vorschrift nach ih-
rem eindeutigen Wortlaut und ihrem Ge-
setzeszweck allein eine Beschränkung des 
Kündigungsrechts des Vermieters zum Ziel 
habe und nichts zur Höhe der geschuldeten 
Miete aussage.
Allein der Wegfall der Geschäftsgrundlage 
gem. § 313 Abs. 1 BGB berechtige jedoch noch 
nicht zu einer Vertragsanpassung. Vielmehr 
verlange die Vorschrift als weitere Vorausset-
zung, dass dem betroffenen Vertragspartner 
unter Berücksichtigung aller Umstände des 
Einzelfalls, insbesondere der vertraglichen 
oder gesetzlichen Risikoverteilung, das Fest-
halten am unveränderten Vertrag nicht zuge-
mutet werden kann. Beruhe die enttäuschte 
Gewinnerwartung des Mieters wie im vorlie-
genden Fall auf einer hoheitlichen Maßnah-
me zur Bekämpfung der COVID-19-Pande-
mie wie einer Betriebsschließung für einen 
gewissen Zeitraum, gehe dies über das ge-
wöhnliche Verwendungsrisiko des Mieters hi-
naus. Denn die wirtschaftlichen Nachteile, die 
ein gewerblicher Mieter aufgrund einer pan-
demiebedingten Betriebsschließung erlitten 
hat, beruhten nicht auf unternehmerischen 
Entscheidungen oder der enttäuschten Vor-
stellung, in den Mieträumen ein Geschäft be-
treiben zu können, mit dem Gewinne erwirt-
schaftet werden. Sie seien vielmehr Folge der 
umfangreichen staatlichen Eingriffe in das 
wirtschaftliche und gesellschaftliche Leben 
zur Bekämpfung der COVID-19-Pandemie, 
für die keine der beiden Mietvertragspar-
teien verantwortlich gemacht werden könnte. 
Durch die COVID-19-Pandemie habe sich 
letztlich ein allgemeines Lebensrisiko verwirk-
licht, das von der mietvertraglichen Risikover-
teilung ohne eine entsprechende vertragliche 
Regelung nicht erfasst werde. Das damit 
verbundene Risiko könne regelmäßig keiner 
Vertragspartei allein zugewiesen werden.
Bundesgerichtshof,
Urteil vom 12.01.2022 – XII ZR 8/21 –

A r b e i t s r e c h t
Fristlose Kündigung wegen Drohungen
Kündigt ein Arbeitnehmer einer Kollegin 
gegenüber glaubhaft an, er beabsichtige 
seinen Vorgesetzten aus dem Fenster zu 
schmeißen und er sei kurz vorm Amoklauf, 
kann dies eine fristlose Kündigung recht-
fertigen. Dies entschied das Arbeitsgericht 
Siegburg.

Der Kläger war bei der beklagten Stadt seit 
über 13 Jahren in der Buchhaltung beschäf-
tigt. Der Kläger äußerte gegenüber seiner 
Kollegin nach einer Auseinandersetzung mit 
seinem Vorgesetzten über diesen: „Diesen 
kleinen Wicht schmeiße ich aus dem Fen-
ster. Ich lasse mir das nicht länger gefallen. 
Ich bin kurz vorm Amoklauf. Ich sage dir, 
bald passiert was. Der lebt gefährlich, sehr 
gefährlich.“ Der Kläger erhielt am 28.12.2020 
deswegen eine fristlose und hilfsweise frist-
gerechte Kündigung zum 30.06.2021. Hier-
gegen erhob er Kündigungsschutzklage.
Das Arbeitsgericht Siegburg wies die Klage 
ab. Die fristlose Kündigung hielt es nach 
Vernehmung der Kollegin als Zeugin für 
gerechtfertigt. Der wichtige Kündigungs-
grund lag nach Auffassung der Kammer 
darin, dass der Kläger in ernstzunehmender 
Art und Weise gegenüber seiner Kolle-
gin Äußerungen getätigt habe, die sowohl 
die Ankündigung für eine Gefahr von Leib 
und Leben des Vorgesetzten als auch die 
Ankündigung eines Amoklaufs beinhaltet 
hätten. Der Kläger habe die Drohung nach 
Überzeugung des Gerichts absolut ernst 
gemeint. Eine vorherige Abmahnung sei 
in diesem Fall entbehrlich. Eine Weiterbe-
schäftigung des Klägers bis zum Ablauf der 
ordentlichen Kündigungsfrist sei dem Ar-
beitgeber nicht zuzumuten.
Arbeitsgericht Siegburg,
Urteil vom 04.11.2021 – 5 Ca 254/21 –

F a m i l i e n r e c h t
Adoptiertes Kind hat Auskunftsanspruch 
gegen seine leibliche Mutter
Der Bundesgerichtshof hat entschieden, 
dass eine leibliche Mutter auch nach einer 
Adoption ihrem Kind grundsätzlich zur Aus-
kunft über die Identität des leiblichen Vaters 
verpflichtet ist.
Im zugrundeliegenden Fall ging es um eine 
im Jahr 1984 geborene Antragstellerin, die 
von ihrer leiblichen Mutter, der Antrags-
gegnerin, Auskunft über die Person des 
leiblichen Vaters verlangte. Bei der Geburt 
war die in problematischen Familienver-
hältnissen aufgewachsene Antragsgegne-
rin gerade 16 Jahre alt geworden. Sie hatte 
die Schwangerschaft erst im siebten Monat 
bemerkt und die Hauptschule, deren siebte 
Klasse sie damals besuchte, ohne Schulab-

schluss verlassen. Nach der Geburt lebte sie 
mit der Antragstellerin zunächst in einem 
Mutter-Kind-Heim und später in einer 
Mädchen-Wohngemeinschaft, ehe die An-
tragstellerin von einem Ehepaar adoptiert 
wurde. Ein im Jahr 1985 durchgeführtes 
Vaterschaftsfeststellungsverfahren blieb 
ebenso erfolglos wie ein außergerichtlicher 
Vaterschaftstest mit einem weiteren Mann.
Ende 2003 kam es auf Vermittlung des 
Jugendamts zu einem Treffen zwischen 
Antragstellerin und Antragsgegnerin. 
Nachdem die Antragstellerin die Antrags-
gegnerin im März 2018 erfolglos aufgefor-
dert hatte, Namen und Anschrift des leib-
lichen Vaters zu benennen, hat sie sie nun 
im gerichtlichen Verfahren diese Auskunft 
verlangt. Das Amtsgericht hat den Antrag 
zurückgewiesen, weil der Antragsgegne-
rin die Auskunftserteilung unmöglich sei. 
Auf die Beschwerde der Antragstellerin hat 
das Oberlandesgericht diese Entscheidung 
abgeändert und die Antragsgegnerin an-
tragsgemäß verpflichtet, der Antragstellerin 
alle Männer mit vollständigem Namen und 
Adresse zu benennen, die der Antragsgeg-
nerin in der gesetzlichen Empfängniszeit 
beigewohnt haben.
Der Bundesgerichtshof hat die dagegen von 
der Antragsgegnerin eingelegte Rechts-
beschwerde zurückgewiesen. Anspruchs-
grundlage für die begehrte Auskunft sei 
die Bestimmung des § 1618 a BGB, nach 
der Eltern und Kinder einander Beistand 
und Rücksicht schuldig sind. Auch wenn 
die Vorschrift keine konkreten Sanktionen 
bei einem Verstoß vorsehe, können Eltern 
und Kindern aus ihr wechselseitig Rechts-
ansprüche erwachsen. Aus dem allgemei-
nen Persönlichkeitsrecht folge die verfas-
sungsrechtliche Verpflichtung des Staates, 
der Schutzbedürftigkeit des Einzelnen vor 
der Vorenthaltung verfügbarer Informati-
onen über die eigene Abstammung bei der 
Ausgestaltung der Rechtsbeziehungen zwi-
schen den Betroffenen angemessen Rech-
nung zu tragen. Dies sei bei der Auslegung 
des § 1618 a BGB zu berücksichtigen, zumal 
der Gesetzgeber einen Auskunftsanspruch 
nicht ausdrücklich normiert habe, führte 
der BGH aus. Anders als beim Anspruch 
des sog. Scheinvaters gegen die Kindes-
mutter auf Auskunft über die Identität des 
leiblichen Kindesvaters, für den das Bundes-
verfassungsgericht einer Herleitung aus den 
Grundsätzen von Treu und Glauben (§ 242 
BGB) eine Absage erteilt und eine ausdrück-
liche gesetzliche Grundlage gefordert habe, 
gehe es hier nicht allein um die Durchset-
zung finanzieller Interessen. Vielmehr werde 
mit dem Auskunftsanspruch eine Rechtspo-
sition von ganz erheblicher verfassungs-
rechtlicher Bedeutung, nämlich das Recht 
auf Kenntnis der eigenen Abstammung, 
gestärkt.
Bundesgerichtshof,
Beschluss vom 19.01.2022 – XII ZB 183/21 –

 © WavebreakmediaMicro - Fotolia.com	                      #53203286


